
I/2018 Landesparteitag 01./02.06.2018 Antrag 174/I/2018

Antrag 174/I/2018

Abt. 12/05 Hermsdorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisen an: AH Fraktion (Konsens)

Missbrauch der Kostenpauschale für externe Abgeordnetenbüros beenden!
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Die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordneten-

hauses von Berlin werden aufgefordert, sich dafür einzu-

setzen, das Landesabgeordnetengesetz (LAbgG) dahinge-

hend zuändern, dass die monatlicheKostenpauschale für

Schreibarbeiten, Porto, Telefon, Fahrkosten und die Unter-

haltung eines Büros außerhalb des Gebäudes des Abge-

ordnetenhauses (externes Büro) von derzeit 2.541,00 Eu-

ro (2017) in entsprechender Höhe gekürzt wird, wennmo-

natlich weniger als 1.000 Euro anmonatlichenMiet-,  und

Heiz- und Stromkosten tatsächlich gegenüber der Verwal-

tung des Abgeordnetenhauses nachgewiesen werden.

 

Begründung

Die Mitglieder des Abgeordnetenhauses von Berlin müs-

sen in ihrenWahlkreisen präsent und für die Bürgerinnen

und Bürger gut erreichbar sein. Dafür sieht das Landesab-

geordnetengesetz Berlin zu Recht neben den Diäten und

der Entschädigung für die Beschäftigten in § 7 Abs. 2 des

LAbgG eine steuerfreie Kostenpauschale für ein externes

Büro in Höhe von ca. 2.500,- Euro/Monat vor.  Dieses Mo-

dell hat sich im Grundsatz bewährt und soll nicht in Frage

gestellt werden.Wird kein externes Büro vomAbgeordne-

ten unterhalten, reduziert sich die Pauschale um monat-

lich 1000 Euro.

 

Bislang wird unter dem Hinweis auf eine Pauschale und

das freie Mandat die Höhe der tatsächlichen Kosten für

das externe Büro nicht kontrolliert. Im Rahmen des freien

Mandatsmuss zwar jede(r) Abgeordnete für sichentschei-

den, ob und welche Räume sie oder er anmietet, zumal

dieMietkosten unterschiedlich sind. Es muss aber bislang

nur einMiet- und Nutzungsvertrag vorgelegt werden, auf

die Höhe der Miete kommt es für die Zahlung der Pau-

schale nicht an. Dies führt dazu, dass manche Abgeord-

nete die steuerfreie Pauschale als „zweites“ steuerfreies

Gehalt zweckwidrig in voller Höhe einbehalten, ohne sie

hierfür einzusetzen (z.B. wenn sie nur für 100 oder 200 Eu-

ro imMonateinenkleinenRaumanmieten),  währenddie-

jenigen, die sie für die politische Arbeit vor Ort tatsächlich

einsetzen, „weniger“ für sich behalten oder sogar aus ei-

gener Kasse etwas drauflegen müssen.

 

In der Öffentlichkeit müssen die Abgeordneten Vorbild

für Steuerehrlichkeit sein! Wenn gewählte Volksvertre-

ter unter Hinweis auf eine selbst beschlossene Pauscha-

le „legale“ Steuertricks einsetzen, um sich ein „zweites“

steuerfreies Gehalt zu verschaffen, fördert dies das Miss-
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trauen in die politischen Mandatsträger.  Jeder ehrliche

Steuerzahler muss nachweisen, welche Kosten ihm für

ein Arbeitszimmer tatsächlich entstanden sind, um ggf.

in den Genuss einer steuerlichen Pauschale zu kommen.

Für Volksvertreter dürfen wir keine geringeren Anforde-

rungen stellen. Auch in Brandenburgwerden die Pauscha-

len von 500 Euro nur gezahlt, wenn die tatsächlichen Kos-

ten nachgewiesenwerden.  Dahermuss das LAbgGdahin-

gehend geändert werden, dass diejenigen, die für das ex-

terne Büro weniger als 1000,- Euro im Monat für Miete,

Heizung und Stromaufwenden, auch entsprechendweni-

ger erhalten.  Der Verwaltungsaufwand ist gering, wenn

die Abgeordneten einmal jährlich eine eidesstattliche Er-

klärung über die tatsächlichen Kosten unter Vorlage des

Mietvertrages, der Heiz- und Stromkosten abgeben und

der Präsident die tatsächlich entstandenen Kosten kon-

trolliert.Wird die Pauschale von 1000,- Euro nämlich nicht

zweckentsprechend eingesetzt, können die Einsparungen

eingesetztwerden, umdieMitarbeiter desAbgeordneten-

hauses zu bezahlen.
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